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Im Schatten der Politik
Die Macht der Agrar- und Pestizidlobby in Brüssel 

von Nina Katzemich

Vom Dieselskandal der Autoindustrie bis zur Kontroverse um Monsantos Glyphosat – oft bringen 

erst Skandale ans Licht, in welchem Umfang große Unternehmen mit Hilfe von Lobbyisten versu-

chen, die EU-Politik zu ihrem Vorteil zu beeinfl ussen. Mit zahlreichen, teils fragwürdigen Methoden 

versuchen sie, EU-Regulierung zu entkommen, sie zu verwässern oder gleich die Richtung von Dis-

kussionen von vornherein zu bestimmen. Im folgenden Beitrag werden die Strategien der auf EU-

Ebene tätigen Agrarlobby beschrieben sowie zentrale Akteure benannt. Der Beitrag mündet in kon-

kreten Vorschlägen, wie die Macht der Agrar- und Pestizidlobby in Brüssel begrenzt werden kann. 

Neben weiterer Lobbyregulierung spielen Aufmerksamkeit und Engagement zivilgesellschaftlicher 

Akteure hierbei eine zentrale Rolle.

Immer effi  zienter, immer industrieller, immer mehr, 
statt immer besser – so lässt sich größtenteils die Ent-
wicklung der europäischen Landwirtschaft  über die 
letzten Jahrzehnte beschreiben. Die Agrargesetzge-
bung wird dabei zunehmend durch EU-Regelungen 
defi niert. Die zuständige EU-Behörde, die General-
direktion Landwirtschaft  der Europäischen Kommis-
sion, verwaltet den größten EU-Haushaltsposten: die 
Gemeinsame Agrarpolitik (GAP). Bei der Erlassung 
von Richtlinien und Verordnungen greift  die Gene-
raldirektion nur zu gerne auf das Fachwissen zurück, 
das Unternehmen, Verbände und Agenturen bereit-
willig und »kostenlos« zur Verfügung stellen. Die 
Generaldirektion Landwirtschaft  ist somit ein belieb-
tes Einfallstor für Lobbyistinnen und Lobbyisten, um 
informell Einfl uss auf die europäische Agrarpolitik 
zu nehmen. Aber auch bei Verhandlungen von in-
ternationalen Verträgen, wie z. B. TTIP, mischt die 
Agrarlobby massiv mit. 

Die allermeisten Lobbyisten kommen dabei aus 
Unternehmen und deren Industrie- und Branchen-
verbänden. Aber auch Nichtregierungsorganisationen 
sowie professionelle Lobbyagenturen, Anwaltskanz-
leien und Denkfabriken bringen sich in die Entschei-
dungsprozesse ein. 

Doch wo ist das Problem dabei, wenn Unterneh-
men und andere Akteure politische Prozesse – wie 
z. B. Gesetzesinitiativen zur Gemeinsamen Agrarpo-
litik der EU – beeinfl ussen?

Fehlende öffentliche Kontrolle 

Zunächst einmal ist es richtig und sinnvoll, dass in ei-
ner Demokratie alle Interessen gehört werden. Politik 
kann nicht aus dem Elfenbeinturm heraus entstehen. 
Ein großes Problem ist aber die fehlende öff entliche 
Kontrolle von Lobbyismus. Zwar gibt es immerhin 
ein Transparenz-Register in Brüssel. Aber da es nicht 
gesetzlich verbindlich ist, wird die Korrektheit der Da-
ten von denen, die sich registrieren, nicht übermäßig 
ernst genommen. Außerdem unterliegt das Brüsseler 
Register keiner gründlichen und systematischen Da-
tenprüfung. Schließlich fehlt es an Lobbytransparenz 
in den meisten Mitgliedstaaten – gerade Deutschland 
hat noch keinerlei Transparenzverpfl ichtungen für 
Lobbyisten etabliert. 

Zudem ist gerade der Rat der EU, dessen Entschei-
dungsfi ndung sehr undurchsichtig ist, bisher nicht 
Teil des Transparenz-Registers. Wer hier Lobbyarbeit 
zur EU-Gesetzgebung betreibt, ist für die Öff entlich-
keit nicht zu sehen. Derzeit verhandelt der Rat mit der 
EU-Kommission darüber, ob und unter welchen Be-
dingungen er dem EU-Transparenz-Register beitritt. 

Die EU-Kommission hat bisher den weitest ge-
henden Schritt in puncto Lobbytransparenz gemacht: 
Seit Dezember 2014 müssen alle EU-Kommissare und 
Kommissarinnen, ihre Kabinette und die Generaldi-
rektoren (dies sind die Chefs der Generaldirektionen 
auf Verwaltungsebene, in etwa vergleichbar mit den 
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Staatssekretären in Deutschland) ihre Lobbytreff en 
spätestens zwei Wochen nach ihrem Stattfi nden ver-
öff entlichen. Dies ist zu begrüßen. Leider decken diese 
Regeln aber nur die »oberste Ebene« der Kommissi-
on ab – und damit weniger als 300 Beamtinnen und 
Beamte. Ingfolgedessen verbleiben die Lobbytreff en 
zahlreicher Fachbeamter, die mit der Erarbeitung 
von Richtlinien und Verordnungen befasst sind, im 
Dunkeln, obwohl sie für die Lobbyisten wichtige An-
sprechpartner sind. 

Ungleiche Verteilung von Einfluss 

Die mangelnde Transparenz verdeckt das Hauptpro-
blem des Lobbyismus, wie wir ihn heute beobachten: 
die ungleiche Verteilung des Einfl usses auf den Ent-
scheidungsprozess. So genießen besonders fi nanz-
starke Unternehmen einen privilegierten Zugang zu 
politischen Entscheidungsprozessen. Ein Beispiel aus 
dem Agrarbereich: Zwischen Dezember 2014 und Ap-
ril 2017 fanden von 104 Treff en des Agrarkommissars 
Phil Hogan 75 Prozent mit Unternehmensvertretern 
statt, wie LobbyControl bei einer Analyse der Treff en 
von EU-Kommissaren feststellte.¹ 

Die Gründe für den massiven Einfl uss der Unter-
nehmen sind vielfältig: Ihre wirtschaft liche Macht 
erlaubt es ihnen beispielsweise, mit dem Verlust von 
Arbeitsplätzen zu drohen. Sie haben teils enormes 
Fachwissen, schließlich sind sie es ja, die Studien da-
rüber anstellen, ob ihre Produkte für die Konsumen-
ten unbedenklich sind. Auch gibt es viele informel-
le Netzwerke zwischen Politik und Unternehmen.² 
Und dann ist da noch die enorme Lobbypower: Po-
litische Entscheidungsprozesse ziehen sich in Brüssel 
oft  über mehrere Jahre hin. Ihre Ressourcen ermög-
lichen es fi nanzstarken Lobbyisten, je nach Phase 
eines Entscheidungsprozesses verschiedene Akteu-
re ins Spiel zu schicken. Neben Verbänden werden 
auch Lobbyberatungsunternehmen, Anwaltskanzlei-
en und Denkfabriken in ihrem Interesse aktiv. (Die 
Hauptakteure im Agrarbereich fi nden sich im fol-
genden Kasten.)

Die Strategien der Agrarlobby 

Wenn es um die Verabschiedung von Verordnungen 
oder Richtlinien zur Gemeinsamen Agrarpolitik geht, 
mischt die Agrarlobby in Brüssel ganz vorne mit. Wir 

Die wichtigsten Lobbyorganisationen der Agrar- und Lebensmittelindustrie in Brüssel 

COPA-COGECA ist der europäische Dachverband der Land-

wirtschaft und besteht aus dem Ausschuss der berufs-

ständischen Landwirtschaftlichen Organisationen COPA 

(Committee of Professional Agricultural Organisations) 

und dem Allgemeinen Verband der Landwirtschaftlichen 

Genossenschaften der Europäischen Union COGECA 

(General Association of Agricultural Cooperatives). Er ist 

die größte Lobbygruppe der industriellen Landwirtschaft 

in Brüssel und vertritt eher die Interessen der großen 

Landwirte als die der Mehrheit an kleineren und mittel-

großen landwirtschaftlichen Unternehmen. Seine Vorstel-

lungen decken sich im Allgemeinen mit jenen der größten 

Agrarunternehmen, obwohl die industrielle Landwirt-

schaft für die Kleinbauern und Familienbetriebe in ganz 

Europa eine Bedrohung darstellt. Diese einflussreiche Lob-

bygruppe dominiert viele Arbeits- und Beratungsgruppen 

der EU-Kommission. Im Jahr 2015 zeigte COPA-COGECA, 

wie ernst sie es mit ihren Lobbypositionen meinte: Sie 

drohte Europaabgeordneten, dass die Agrarwirtschaft die 

EU verlassen würde, sollte das EU-Parlament sich für eine 

Obergrenze für landwirtschaftliche Gasemissionen aus 

der Tierhaltung aussprechen. (Die Landwirtschaft ist für 

40 Prozent der Produktion des hochwirksamen Treibhaus-

gases Methan in der EU verantwortlich.) COPA-COGECA-

Präsident Joachim Rukwied ist zugleich Präsident des 

Deutschen Bauernverbandes. 

Will man die Lebensmittelkette dominieren, muss man 

beim Saatgut ansetzen. Der Europäische Verband der 

Saatguthersteller ESA ist die Lobbygruppe der Saatgut-

industrie in Brüssel. In der EU-Saatgutpolitik vertritt der 

 Verband die Interessen von Lebensmittelgiganten wie Syn-

genta. ESAs Versuche, Einfluss auf die TTIP-Verhandlungen 

zu nehmen, haben zu Sorge um die Sicherheitsstandards 

für Lebensmittel und Umwelt geführt. Das gilt insbeson-

dere, da eine potenzielle Abschwächung der europäischen 

Standards bei gentechnisch veränderten Pflanzen eines 

COPA-COGECA

Lobbyausgaben 1 bis 1,25 Millionen Euro 
(2015)

Gemeldete Lobbyisten 18 VZÄ*, 11 EP-Akkreditierungen**

Treffen mit der 
EU-Kommission seit 2014

(zusammen) 97

* VZÄ = Vollzeitäquivalente
** EP-Akkreditierung = Akkreditierung bei EU-Parlament

European Seed Association (ESA)

Lobbyausgaben 800.000 bis 899.999 Euro 
(2015)

Gemeldete Lobbyisten 8 VZÄ, 4 EP-Akkreditierungen

Treffen mit der 
EU-Kommission seit 2014

2
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möchten im Folgenden anhand einiger konkreter Bei-
spiele aufzeigen, welche Strategien und Taktiken sie 
dabei anwendet. 

1. Einfluss durch Expertise

Seit Jahren kritisieren wir gemeinsam mit unserem 
europäischen Netzwerk Allianz für Lobbytransparenz 
und ethische Regeln,³ dass in den Expertengruppen, 
die die EU-Gesetzgebung zu komplexen Inhalten be-
raten, oft  gerade die Unternehmen massiv vertreten 
sind, die eigentlich reguliert werden sollen: Sie können 
damit schon frühzeitig ihre Interessen in den Gesetz-
gebungsprozess einbringen. 

Die wohl größte Lobbygruppe der industriellen 
Landwirtschaft  ist der europäische Dachverband 
COPA-COGECA: Der Verband dominiert häu-
fi g die Beratungsgruppen der EU-Kommission zur 
Landwirtschaft , die zur Erstellung neuer Richtlini-
en und Verordnungen eingerichtet werden. So sol-
len laut einer Studie der Nichtregierungsorganisa-
tion Corporate Europe Observatory (CEO) 442 von 
943 Sitzen in Arbeitsgruppen der Generaldirektion 
Landwirtschaft  auf Vertreter von COPA-COGECA 
entfallen.⁴

2. Absenkung von Schutzstandards über Handelsverträge

Immer wieder kommt es vor, dass die EU-Kommis-
sion die Meinung von Unternehmen zu einem be-
stimmten Vorhaben explizit einfordert. Besonders 
häufi g geschieht dies im Bereich des internationalen 
Handels. So bat die Generaldirektion Handel 2012 un-
ter anderem den Lobbyverband der Saatgutunterneh-
men European Crop Protection Association (ECPA) 
Anregungen zu geben, was den Saatgutunternehmen 
bei TTIP wichtig wäre.⁵ Der Lobbyverband kam den 
Wünschen gern nach und formulierte eine Stellung-
nahme, die die Harmonisierung der Bestimmungen 
zu Pestizidrückständen in Nahrungsmitteln und eine 
sog. regulatorische Kooperation⁶ forderte. Regulatori-
sche Kooperation bezeichnet die Zusammenführung 
verschiedener Regulierungen, um so Handelshemm-
nisse abzubauen, z. B. für Chemikalien oder Lebens-
mittelstandards. Mit Hilfe gemeinsamer Strukturen 
und Verfahren, die Gesetzesinitiativen vorgeschaltet 
sind, sollen beide Handelspartner gegenseitig auf Ge-
setzesvorhaben Einfl uss nehmen können – auch Kon-
zernlobbyisten können dabei zu Wort kommen. Die 
Verwirklichung beider Vorschläge hätte einen Verlust 
der höheren europäischen Standards zur Folge. 

der strittigsten Themen des Abkommens ist.

Der Europäische Verband der Mischfutterindustrie 

FEFAC vertritt als europäischer Dachverband die Futter-

mittel- und Massentierhaltungsindustrie. Der Verband ist 

ein bedeutender Verfechter der Nutzung von gentech-

nisch veränderten Organismen und strebt nach einer 

Lockerung der EU-Bestimmungen zu dieser Methode. 

Über TTIP versucht die Branche, die EU zur Aufgabe ihrer 

Nulltoleranzpolitik gegenüber der unerlaubten GVO-Kon-

tamination von in die EU importierten Lebensmitteln und 

Saaten zu drängen. Nach jahrelangem Druck ist es ihnen 

bereits gelungen, einen Grenzwert für eine »akzeptable« 

Kontamination in Futtermitteln durchzusetzen. 

Der Verband der europäischen Pflanzenschutzindustrie 

ECPA ist eine Lobbyorganisation der agrochemischen 

Industrie und setzt sich aggressiv für eine schwache Regu-

lierung von Pestiziden und genetisch veränderten Pflan-

zen ein. Er vertritt internationale Pestizidhersteller wie 

Syngenta, Monsanto, BASF, Bayer CropScience und Dow 

AgroScience. Der ECPA ist in den EU-Institutionen sehr prä-

sent und an zahlreichen Beratungsausschüssen und Exper-

tengruppen in den Bereichen Landwirtschaft, Gesund-

heitswesen und Umwelt beteiligt. Zusammen mit seinem 

amerikanischen Pendant CropLife America hat er sich dafür 

eingesetzt, dass seine Branche möglichst stark von TTIP 

profitieren könnte. Die Verbände hatten Glück, denn die 

amerikanischen und europäischen Unterhändler waren für 

die enge Zusammenarbeit mit der Pflanzenschutzindustrie 

sogar dankbar. Schließlich konnten sie so sicher stellen, 

dass TTIP »ihre Ausgaben und Belastungen verringern« 

würde, auch wenn das mit höheren Risiken für die mensch-

liche Gesundheit und die Umwelt einhergehen kann. 

FoodDrinkEurope ist die größte Lobbyorganisation der 

europäischen Lebensmittelindustrie. Der Verband sitzt in 

diversen Expertengruppen der EU-Kommission und setzt 

sich dort insbesondere gegen Beschränkungen zur Ver-

wendung von Zucker ein. Des Weiteren hat der Verband 

die Einführung einer verpflichtenden Lebensmittelampel 

verhindert. 

Der European Chemical Industry Council (Cefic) ist 

der einflussreiche Verband der europäischen Chemie-

European Crop Protection Association (ECPA)

Lobbyausgaben 900.000 bis 999.999 Euro 
(2016)

Gemeldete Lobbyisten 3 VZÄ, 6 EP-Akkreditierungen

Treffen mit der 
EU-Kommission seit 2014

20

European Feed Manufacturers’ Federation (FEFAC)

Lobbyausgaben 200.00 bis 300.000 Euro 
(2016)

Gemeldete Lobbyisten 2 VZÄ, 3 EP-Akkreditierungen

Treffen mit der 
EU-Kommission seit 2014

23
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3. Die Wissenschaft für Lobbyzwecke nutzen

Forschung zu fördern und für die eigenen Lobbyin-
teressen zu nutzen (und dabei auch immer wieder 
umzudeuten), ist keine neue Erfi ndung. Schon in den 
1960er-Jahren hat die Tabakindustrie Wissenschaft ler 
gekauft , die als Kronzeugen dienten, um die Schäden 
des Rauchens kleinzureden. Der Fall Glyphosat ist 
nicht so eindeutig gelagert wie der des Tabaks. Aber 
Fragen stellen sich doch, was die Rolle von Forschung 
beim Wiederzulassungsprozess des Pestizids betrifft  .⁷

Ein Großteil der Studien, die vom zuständigen 
deutschen Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) 
herangezogen wurden, stammten von den Glypho-
satproduzenten selbst. Das ist nicht verboten – aber 
dennoch fragwürdig, erst recht, weil die Öff entlichkeit 
zu vielen dieser Studien gar keinen Zugang hat. Wie 
die Daten interpretiert wurden, sieht nur ein ausge-
suchter Kreis von Wissenschaft lern, der den Wieder-
zulassungsprozess begleitet. Denn die Unternehmen 
betrachten die Daten als Geschäft sgeheimnis. Die EU-
Kommission möchte hier in Zukunft  mehr Transpa-
renz gewährleisten und hat bereits einen Vorschlag 
vorgelegt, der allerdings von NGOs wie ClientEarth 
eher kritisch gesehen wird.⁸

Wenn es um die Verlängerung der Zulassung von 
Pestiziden geht, ist die EU-Umweltbehörde EFSA der 
Dreh- und Angelpunkt. Seit Jahren beobachten unse-
re Partner der Organisation Corporate Europe Obser-
vatory (CEO), dass ihre Fachausschüsse, die letztlich 
über die Gefährlichkeit eines Produkts entscheiden, 
oft  weniger unabhängig sind als angenommen: So hat-
ten einer Studie von CEO zu Folge ca. 60 Prozent der 
EFSA-Experten in der Vergangenheit enge Verbin-
dungen zur Pestizidlobby und insbesondere zu Lob-
byverbänden, die im Namen von Monsanto agieren. 
Nach einer breiten öff entlichen Kritik soll laut CEO 
der Anteil 2017 zwar auf 46 Prozent zurückgegangen 
sein. Die Befangenheit der Experten hält jedoch – auf 
hohem Niveau – weiter an.⁹ 

Aber auch in Deutschland gab es bei der Glypho-
satdebatte befangene Experten: 2015 lud die Unions-
fraktion z. B. Helmut Greim als unabhängigen Sach-
verständigen in den Landwirtschaft sausschuss des 
Deutschen Bundestages ein. Seine Meinung in der De-
batte um die Neuzulassung von Glyphosat: »Ich muss 
sagen, ich habe eigentlich überhaupt kein Verständnis 
für die ganze Aufregung. Es ist nicht krebserregend.« ¹⁰ 
Der Münchner Toxikologe und Universitätsprofessor 
bezog sich dabei auf eine Studie, die er zusammen mit 
einem Mitarbeiter des Glyphosatherstellers Monsanto 
verfasst hatte. Monsanto hatte zuvor Greim über die Be-
ratungsfi rma Intertek in ein Expertengremium berufen 
lassen, das wissenschaft liche Aufsätze über Glyphosat 
zusammenstellen sollte. Obwohl Greim von Monsanto 
bezahlt wurde, insistierte er, das Ergebnis sei »nun mal 
zufällig« zu Stande gekommen. Das Geld von Mon-
santo sei »nicht einmal genug für einen Mercedes« ge-
wesen, rechtfertigt sich Greim gegenüber Le Monde.¹¹

Aber nicht nur Bayer und Monsanto setzten sich 
aktiv für eine Verlängerung der Zulassung von Gly-
phosat ein: Die Generaldirektion Gesundheit der Eu-
ropäischen Kommission hatte 2016 COPA-COGECA 
aufgefordert, das Image von Glyphosat in der Bevölke-
rung aufzubessern und aktiv Lobbyarbeit in den EU-
Mitgliedstaaten zu betreiben, um die Entscheidung 
auf EU-Ebene durchzubekommen.¹² Infolgedessen 
verbreitete die European Crop Protection Association 
(ECPA) sog. fact sheets an Abgeordnete des Europäi-
schen Parlaments: Demnach sei ein Verbot von Gly-
phosat mit erheblichen Einbußen bei den Ernten der 
Landwirte und den Erträgen der Unternehmen ver-
bunden. Die Informationen stammten aus einer wis-
senschaft lichen Studie eines an das ECPA angeglieder-
ten Instituts. Die vermeintlich katastrophalen Folgen 
für die Landwirtschaft  wurden also eigenständig und 
einseitig von der Pestizidlobby ermittelt.¹³ 

Der eigene Minister als bester Lobbyist? 

Auf Bundesebene hatte sich insbesondere Christian 

industrie. Mitglieder sind unter anderem Bayer und 

der Verband der Chemischen Industrie. Cefic betreibt 

Lobbyarbeit auf europäischer Ebene über Kontakte zur 

EU-Kommission und dem EU-Parlament; er ist in über 

90 Arbeitszusammenhängen der EU-Kommission und 

anderen EU-Agenturen eingebunden, etwa in Exper-

tengruppen (35) und beratenden Gremien. Cefic vertritt 

nicht nur die unmittelbaren Interessen der Branche, 

sondern beschäftigt sich auch mit Fragen der Gesund-

heits-, Energie-, Wettbewerbs-, Klima- und Umweltpo-

litik sowie der Lebensmittelsicherheit. Cefic betreibt 

Lobbyarbeit in enger Abstimmung mit dem American 

Chemistry Council; viele seiner Mitglieder sind in bei-

den Organisationen, so etwa Bayer und BASF. 

European Chemical Industry Council (Cefic)

Lobbyausgaben 12.300.000 Euro (2016)

Gemeldete Lobbyisten 47 VZÄ, 29 EP-Akkreditierungen

Treffen mit der 
EU-Kommission seit 2014

71

FoodDrinkEurope

Lobbyausgaben 200.000 bis 299.999 Euro 
(2016)

Gemeldete Lobbyisten 2 VZÄ, 5 EP-Akkreditierungen

Treffen mit der 
EU-Kommission seit 2014

30
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Schmidt – zu der Zeit Bundesminister für Ernährung 
und Landwirtschaft  – für eine Verlängerung von Gly-
phosat eingesetzt. Bisher hatte sich Deutschland auf 
EU-Ebene bei der Entscheidung enthalten. Christian 
Schmidt startete einen Alleingang und stimmte – ent-
gegen Absprachen in der Bundesregierung – für eine 
Verlängerung von Glyphosat.¹⁴ Er ging sogar noch 
weiter und brachte ins Rennen, dass die Möglichkeit 
einer Klage gegen die EU bestünde, falls diese der 
Verlängerung nicht zustimmen würde.¹⁵ So mach-
te er sich zum Retter in letzter Minute für die Ag-
rarlobby und brüstete sich zudem damit, dass er die 
Handlungsfähigkeit der EU gesichert habe. Schmidt 
bezeichnete die Diskussion als keine »rein fachliche 
Entscheidung«, sondern vielmehr als eine »politische 
Bewertung von Risiken«.¹⁶ Nur allzu häufi g sind es die 
Mitgliedstaaten, die im Zweifelsfall die Interessen ih-
rer heimischen Industrie in Brüssel durchdrücken und 
eff ektive Regeln damit verhindern. 

Schließlich stimmte die EU – unter anderem dank 
des ministeriellen Einsatzes für die Pestizidlobby – der 
Verlängerung von Glyphosat für weitere fünf Jahre zu. 
Die Chemielobby hat hier allerdings keinen eindeuti-
gen Sieg davongetragen – sie wollte ursprünglich eine 
Wiederzulassung von mindestens zehn Jahren. In 
den Augen der Chemieunternehmen ein gefährlicher 
Präzedenzfall für das Abweichen von »wissenschaft s-
basierter Entscheidungsfi ndung«.

Verdeckte Kampagnen

Ein unverzichtbarer Helfer der industriellen Land-
wirtschaft  ist die Chemieindustrie. BASF, der weltweit 
größte Chemieproduzent mit einem Jahresumsatz von 
70 Milliarden Euro, ist strategisch in alle bedeutenden 
Lobbyverbände und Netzwerke auf seinem Gebiet ein-
gebunden. Das Unternehmen war federführend – und 
Hand in Hand mit dem mächtigen Europäischen Che-
mieverband Cefi c – an der Abwehrschlacht gegen die 
EU-Chemikalienrichtlinie beteiligt, mit guten Lobby-
erfolgen für die Industrie. 

Über Jahrzehnte leugneten Bayer und BASF außer-
dem die Rolle von Pestiziden beim Bienensterben und 
verklagten die EU auf Schadensersatz wegen Teilver-
boten ihrer Produkte. Inzwischen gilt wissenschaft lich 
als gesichert, dass Pestizide wie Fipronil (BASF) oder 
neonikotinoidhaltige Pestizide (Bayer) einen wesent-
lichen Beitrag zum Bienensterben leisten. Neoniko-
tinoide dürfen seit Kurzem daher nur noch in Ge-
wächshäusern angewendet werden. 

2005 wurde das Bienen-Biodiversitätsnetzwerk 
gegründet. Es sieht aus wie ein zivilgesellschaft liches 
Netzwerk, das zahlreiche Unternehmen wie die BASF 
als Partner hat. Vieles deutet jedoch daraufh in, dass es 
sich bei dem Netzwerk um eine verdeckte Kampagne 

der Industrie handelt: Der Gründer, ein französischer 
Imker, taucht z. B. 2011 in einer Veröff entlichung der 
BASF auf, in welcher er die Auswirkungen von Pes-
tiziden auf Bienen verharmlost und jegliche auft re-
tenden Auswirkungen auf die falsche Anwendung 
des Produktes durch den Menschen zurückführt. 
Grundsätzlich ist eine Kernaussage des Bienen-Bio-
diversitätsnetzwerks, der Rückgang der Bienenpo-
pulationen werde »durch eine Reihe von komplexen 
Faktoren verursacht«. Unter anderem organisierte es 
eine Ausstellung zum Bienensterben vor dem EU-Par-
lament. Die Internetadresse (Domain) des Netzwerks 
ist auf die französische BASF-Mitarbeiterin Sandrine 
Leblond registriert.¹⁷

Immer wieder beobachten wir, wie Unternehmen 
oder meist Lobbyagenturen in ihrem Auft rag solche 
»Frontorganisationen« gründen. Sie sehen aus wie ein 
Zusammenschluss von Wissenschaft lern oder Ange-
hörigen der Zivilgesellschaft , werden aber von Un-
ternehmen fi nanziert. Dadurch kann eine Botschaft  
deutlich glaubwürdiger transportiert werden als von 
einem Wirtschaft sunternehmen mit fi nanziellem In-
teresse am betroff enen Th ema. 

Seitenwechsler

Ein typisches Phänomen des Lobbyismus sind die sog. 
Seitenwechsler: Minister, Abgeordnete und deren Mit-
arbeiter oder Beamte, die nach dem Niederlegen ihrer 
Tätigkeit Lobbyisten werden. Besonders problematisch 
ist das, wenn es sich dabei um den gleichen Bereich 
handelt wie der, in dem sie zuvor politisch tätig waren. 
Solche Seitenwechsler bringen nicht nur ein professi-
onelles Wissen um Inhalte und Prozesse mit, sondern 
auch ein dickes Adressbuch und erleichterten Zugang 
zu den früheren Kollegen und Kolleginnen. Um auf-
zuzeigen, wie dicht die Netzwerke zwischen Politik 
und Industrie zum Teil sind, führt LobbyControl eine 
Liste mit Seitenwechslern in Deutschland in der Lob-
bypedia,¹⁸ Corporate Europe Observatory zur euro-
päischen Ebene auf der Seite Revolvingdoorwatch.¹⁹

Um nur ein paar Beispiele aus dem Agrarbereich zu 
nennen: Der EFSA-Beamte David Carlander war bei 
der Lebensmittelbehörde für die Einschätzung von Ri-
siken der Nanotechnologie in Lebensmitteln zustän-
dig. 2011 wechselte er als Chef des Lobbybereichs zum 
Verband der Nanotechnologieindustrie. Joao Pach-
eco, stellvertretender Generaldirektor der General-
direktion Landwirtschaft , gründete 2013 seine eigene 
Lobbyberatung und wechselte außerdem als Leiter in 
die neu gegründete Denkfabrik »Farm Europe«. 

Aber die Drehtür dreht sich auch in die Gegenrich-
tung: 2016 zum Beispiel wechselte Barbara Gallani, 
hochrangige Angestellte beim wichtigsten Lobbyver-
band der Lebensmittelindustrie FoodDrinkEurope, 
die Seiten zur Europäischen Behörde für Lebensmit-
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telsicherheit (EFSA), wo sie Leiterin der Kommunika-
tionsabteilung wurde. Bei solchen Wechseln besteht 
natürlich das Risiko, dass Unternehmensinteressen 
direkten Niederschlag in der Politik fi nden. Größer 
wird dieses Risiko noch, wenn die Seitenwechsler 
nicht in die Kommunikationsabteilung wechseln, son-
dern dahin, wo Politik direkt gestaltet wird. 

Die Regeln für Seitenwechsel von EU-Kommissa-
ren wurden nach dem Barroso-Skandal nochmal auf 
eine zweijährige Abkühlphase für alle Kommissare 
(und drei Jahre für den Kommissionspräsidenten) 
verschärft . Das ist gut, allerdings braucht es eine un-
abhängige Expertenkommission, die das Potenzial für 
einen Interessenkonfl ikt einschätzt. Bisher machen 
das zumeist ehemalige EU-Beamte, das letzte Wort 
hat das amtierende Kollegium der Kommissare. Für 
Abgeordnete gibt es bisher überhaupt keine Regelun-
gen zu Seitenwechseln. 

Mehr Transparenz und Ausgewogenheit 

erforderlich

Nicht immer, aber regelmäßig gelingt es Unterneh-
men in Brüssel, Gesetze geradezu zu »kapern«, also 
weitgehend in ihrem Interesse zu gestalten. Die Chan-
cen sind dort besonders hoch, wo die Th emen kom-
plex sind und die Öff entlichkeit wenig mitbekommt. 
Dies ist auf EU-Ebene natürlich besonders häufi g der 
Fall. Was muss geschehen, um dem massiven Unter-
nehmenseinfl uss entgegenzuwirken? LobbyControl 
hat mit Sicherheit nicht alle Antworten – aber ein paar 
Ansätze sehen wir schon: 

Debatten wie TTIP oder die Datenschutzgrundver-
ordnung haben gezeigt, dass es schwerer für Unter-

nehmen wird, einseitig ihre Interessen durchzusetzen, 
wenn ein Th ema Öff entlichkeit bekommt und Bür-
gerinnen und Bürger erkennen, dass ihre Interessen 
konkret bedroht sind. Gibt es ausreichend öff entlichen 
Protest, reagiert die Politik. Wichtig ist es also für die 
Organisationen der Zivilgesellschaft , wichtige Th emen 
in die Mitgliedstaaten zu tragen und die Menschen da-
rauf aufmerksam zu machen, was gerade passiert.

Generell muss es gelingen, bei Teilen der Politik 
in Erinnerung zu rufen, dass das Bedienen von Wirt-
schaft sinteressen nicht immer mit dem Allgemein-
wohl übereinstimmt. Viel zu oft  kommen momentan 
Aspekte der Gesundheit, des Umweltschutzes oder 
sozialer Gerechtigkeit unter die Räder. Die EU-Wahl 
2019 ist eine Chance, klar zu machen, dass in Zeiten 
der Globalisierung allein eine gut funktionierende EU 
das Potenzial hat, die Rechte der Bürgerinnen und 
Bürger vor übergriffi  gen Konzernen zu schützen und 
der Macht von Unternehmen Grenzen zu setzen. 

Diese Macht zeigt sich auch bei der Ausstattung 
der EU-Behörden. Ein Riesenproblem auf EU-Ebene 
ist, dass die EU-Kommission im Verhältnis zu ihren 
Aufgaben viel zu wenig Mitarbeiter hat. Sie hat gera-
de mal so viele Beamte wie die Stadtverwaltung von 
Hamburg. Die fehlende Expertise wird dann häufi g 
ersetzt, in dem man die Unternehmen, die sich mit 
einem Th ema gut auskennen, in wichtige Gremien 
beruft . Leider sind das oft  die gleichen, die eigentlich 
gerade reguliert werden sollen. Eine Aufstockung 
fachlich versierter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
bei der EU-Kommission würde hier genauso helfen 
wie eine bessere Berücksichtigung auch zivilgesell-
schaft licher Interessen bei der Besetzung wichtiger 
Expertengremien.

Folgerungen & Forderungen

 ■ Die Lobbyszene in Brüssel ist undurchdringlich und 

manchmal sehr komplex. 

 ■ Was Lobbytransparenz und ethische Regeln betrifft, ist 

die EU der Bundesregierung allerdings Riesenschritte 

voraus.

 ■ Die Einführung des EU-Transparenz-Registers ist ein erster 

Schritt, um politische Einfl ussnahmen der Unternehmen 

transparenter zu machen, dem weitere folgen müssen.

 ■ So fehlt bislang eine gründliche und systematische 

Datenüberprüfung; das Register enthält viele unvoll-

ständige und unzuverlässige Einträge – kann also dazu 

beitragen, im Zeichen vermeintlicher Transparenz in 

die Irre zu führen.

 ■ Das bislang freiwillige Transparenz-Register muss 

daher weiterentwickelt und darüber hinaus nicht nur 

für die EU-Kommission und das Parlament gesetzlich 

vorgeschrieben und entsprechend kontrolliert werden, 

sondern auch für die weitgehend intransparenten 

 Verhandlungen des EU-Rates eingeführt werden.

 ■ Der Seitenwechsel von Abgeordneten des EU-Parla-

ments und (hochrangigen) Mitarbeiterinnen der Kom-

mission in die Wirtschaft (und umgekehrt) muss trans-

parent geregelt werden (etwa durch die Einführung 

von sog. »Abkühlphasen«)um mögliche Interessen-

konflikte zu mindern

 ■ Es fehlt an Lobbytransparenz in den meisten Mitglied-

staaten – gerade das auf EU-Ebene besonders ein-

flussreiche Deutschland müsste zeitnah umfassende 

Transparenzverpflichtungen für Lobbyisten etablieren. 

 ■ Es braucht mehr unabhängige Expertise in der EU.

 ■ Lobbyregulierung allein wird nicht helfen, um den 

 massiven Einfluss von Konzernen zu begrenzen. 
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Das bedeutet: Wir brauchen – entsprechende Ver-
besserungen vorausgesetzt – eher mehr als weniger 
EU, um der Macht und Einfl ussnahme der Konzerne 
Grenzen zu setzen.

Buchhinweis

Seit 2005 bringen LobbyControl und Corporate Europe Observa-

tory den LobbyPlanet Brüssel heraus. Der Stadtführer durch das 

Brüsseler EU-Viertel erklärt den Leserinnen und Lesern kompakt, 

wie Lobbyarbeit in der EU funktioniert, stellt die wichtigsten 

Akteure und einige ihrer Taktiken vor. Im Frühjahr 2018 ist die 

deutsche Version in einer neuen Auflage erschienen. Der Lobby-

Planet Brüssel zeigt auch den massiven Einfluss, den die Vertreter 

der Agrarindustrie in der EU-Hauptstadt haben. LobbyControl und 

Corporate Europe Observatory (CEO): LobbyPlanet Brüssel. Köln 

und Brüssel 2018 (https://www.lobbycontrol.de/produkt/lobby-

planet-bruessel/)
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großen Einfluss von Unternehmensinteressen auf die politi-

sche Agenda. ALTER-EU setzt sich für ein verpflichtendes Lob-

byregister, mehr Regeln für die Lobbyarbeit und gleichberech-

tigte Zugänge zu den Entscheidungsträgern ein. LobbyControl 

sitzt im Lenkungsausschuss von ALTER-EU.
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2014 (https://corporateeurope.org/expert-groups/2014/01/will-

public-trust-eu-be-sacrificed-keep-agribusiness-happy?).
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  Siehe hierzu H. Moldenhauer und P. Clausing: Eine unheilige 

Allianz – Was Behörden und Monsanto alles tun, um Glyphosat 

durchs Wiederzulassungsverfahren zu bringen. In: Der kritische 
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  Corporate Europe Observatory: Last minute pro-Roundup lobby-
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